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"Verkündet am 23« Februar I960 
Ho if me i s t e r, ,1 u st i zangest eilt er als Urkunds’oeainter der 

Geschäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Buchhändlers Otto
Sei Straße 9

Beklagten, Widerklägers, Berufungs­
klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigt4 Rechtsanwalt
gegen

den Verlagsinhaber Georg
Schl! tetraße 9

Kläger, Widerbeklagten, Berufungs­
beklagten und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br»

hat der VIII« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 16„ Februar I960 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br.Großmann sowie der Bundesrichter Artl, 
Br.Spieler, Br.Borschel und Br.Messner

für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 8.Zivil­
senats des Oberlandesgerichts in Hamm vom 
6. Februar 1959 wird auf Kosten des Beklag­
ten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger, Inhaber eines Pachverlags für Land- und 
Walav/irtschaft und ähnliche Gebiete, belieferte den beklag­
ten in den Jahren 1952 und 1953 unter Vorbehalt des Eigen­
tums bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises mit 
Büchern, 'welche dieser im Heisebuchhandel vertriebe Zur 
Tilgung der inzwischen aufgelaufenen erheblichen Zahlungs­
rückstände und zur Regelung ihrer künftigen Rechtsbezie­
hungen schlossen die Parteien den Vertrag vom 19» Juni 1953, 
in welchem die Höhe der Rückstände des Beklagten auf "etwa 
rund" 11 000,—  DM veranschlagt und wegen der genauen Höhe 
auf einen Kontoauszug des Klägers Bezug genommen wurde (Nr„2 
Abs.l). Zur Sicherung seiner Forderung ließ sich der Kläger 
die Außenstände des Beklagten nach Maßgabe einer in Bezug 
genommenen Liste abtreten (Nr*2 Abs.2 aaO). Im übrigen wur­
de folgendes vereinbart; Nach dem 19» Juni 1953 sollte der 
Beklagte berechtigt und verpflichtet sein, die beim "Weiter­
verkauf" der gelieferten Bücher mit den Kunden abgeschlosse­
nen Kaufverträge oder die von ihm entgegengenommenen Bestell­
scheine an den Kläger weiterzureicheno Die Kaufpreisforde­
rungen wurden im voraus an den Kläger abgetreten. Die Abtre­
tung wollten die Parteien in der Übersendung der Verträge 
und der Bestellscheine erblicken (Nr.4 aaO). Die des weite­
ren unter Nr.5 und 8 getroffenen Bestimmungen haben folgen­
den Wortlauts

_______ 5.)
Die Firma O ^ H I V  1st verpflichtet, Verkäufe nur zu 
den mit der Firma vereinbarten Verbrau­
cherpreisen zu tätigen. Für jeden getätigten und 
gemäß obigen Vereinbarungen an die Firma S( 
hereingegebenen Kaufvertrag erhält die Firma 0( 
eine Vergütung von 60 % des Ladenpreises. Die Raten- 
preisaufschläge stehen der Firma zu. So­
weit die Spesen für Porto und Verpackung nicht laut 
Auftrag vom Käufer getragen werden, übernimmt diesel­
ben die Firma Ol
Die Vergütung an die Fa. O Ü 0  erfolgt jedoch nicht 
in bar, sondern durch Lieferung der gleichen Bücher, 
die ihr mit Jo Rabatt Zug um Zug geliefert werden.



- 3 -

Nachtrag zu Kr, 5»
Bei Beträgen, die trotz Mahnverfahren bis zum ge­
richtlichen Zah^jngsbeiehl uneinbringlich bleiben, 
wird die Fa» mit den Beträgen des Rabattes
rückbelastet o

8.)
Lie Firma verpflichtet sich, ihre durch
Übernahme der Kaufverträge oder Bestellscheine oder 
durch die Liste der abgetretenen Forderungen .erwor­
benen Kenntnisse des Kundenkreises der Firma 0 ® -  

weder im eigenen Reisevertrieb zu verwerten, 
noch Britten zugänglich zu machen,. Die gleiche Ver­
pflichtung übernimmt die Firma aus ih­
rer Kenntnisnahme von Vertretern und Wiederverkäu­
fern der Firma Q(

Bie Parteien streiten Uber Einzelheiten des sich auf 
Grund dieser Vereinbarung ergebenden Abrechnungsverhält- 
nisses, insbesondere darüber, welche Beträge aus den abge­
tretenen Forderungen beim Kläger eingegangen sind und in 
welcher Höhe der Beklagte Preisnachlässe für sich in An­
spruch nehmen kann« Sie sind sich darüber einig, daß die 
noch offenen Rabat.tansprüche des Beklagten im Hinblick auf 
die bereits Ende 1953 eingetretene Beendigung des Vertrags­
verhältnisses durch entsprechende Gutschriften verrechnet 
werden* Einigkeit besteht auch darüber, daß die Abrechnung 
hinsichtlich des bis zum 19« Juni 1953 aufgelaufenen Schuld­
saldos (Nr*2 aaOi rund 11 000,— DM) von einem Betrage von 
10 850,— DM.auszugehen hat, den die Parteien im Termin vor 
dem Landgericht vom 7, Oktober 1955, "um eine Nachprüfung 
des Schuldsaldos zu ersparen", vergleichsweise in dieser 
Höhe festgesetzt haben*

Der Kläger hat geltend gemacht, daß ihm nach Abzug 
der Eingänge aus den abgetretenen alten Forderungen und 
Hinzurechnung einer Einziehungsvergütung von 10 # sowie 
der Portoauslagen aus den neuen Aufträgen noch der oben 
genannte Betrag von 10 850,— DM zustehe* Bie Eingänge hat 
er mit 5211,20 BM, die Inkassovergütung mit 521,12 BM und
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die Portoauslagen mit 86,30 PM angegeben» Er hat jedoch 
nur einen Teilbetrag von 1500,— PM eingeklagt-

Per Beklagte hat vorgetragen, die Summe der Eingänge 
liege erheblich höher und hat zur Begründung u»a» auf an­
gebliche Unstimmigkeiten der vorprozessualen Mitteilungen 
des Klägers über eingegangene Zahlungen und Uneinbring­
lichkeit einzelner Forderungen hingewiesen» Er hat ferner 
geltend gemacht, daß er mit Schadensersatzansprüchen auf­
rechne, die er damit begründet hat, der Kläger habe es ver 
tragswidrig unterlassen, ihm die uneinbringlichen Forderun 
gen zurückzuübertragen, so daß inzwischen Verjährung einge 
treten sei (insoweit nicht beziffert), und er habe, eben­
falls unter Verletzung des Vertrages (Nr»8 aaO), mehrere 
seiner früheren Vertreter abgeworben und ihn, den Beklag­
ten, um eine erhebliche Anzahl von Aufträgen gebracht 
(Schadensbetrag,* 6200 PM)» 650,— PM ständen ihm im Hin­
blick auf eine vor dem 19» Juni 1953 erfolgte und vom Klä­
ger zugegebene zu Ungunsten des Beklagten erfolgte Fehl­
buchung zu» Hach dem 19» Juni 1953, so hat er weiter vor­
getragen, habe er 1369 neue Aufträge hereingebracht, für 
die ihm eine "Provision” in Höhe von 4731,83 DM zustehe» 
Diesen Betrag hat er widerklagend vom Kläger gefordert»

Das Landgericht hat dem Klageantrag stattgegeben, 
die Widerklage dagegen abgewiesen» Die Berufung des Beklag 
ten ist ohne Erfolg geblieben» Mit der Revision verfolgt 
der Beklagte seinen Antrag auf Klageabweisung und aus der 
’Widerklage weiter»

Der Kläger will die Revision zurückgewiesen haben*
Ent scheidungsgründe;

I» Das Berufungsgericht hat bei seiner Entscheidung un­
terstellt, daß der Beklagte noch Rückvergütungsansprüche 
erheben könne, die es als Provisionsforderungen bezeich­
net» Hinsichtlich der Höhe dieser Ansprüche ist es dem
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letzten Vorbringen des Beklagten gefolgt und ist, die Auf­
stellung des Beklagten vom 11«, Januar 1958 (rote Mappe I) 
zugrundelegend, zu einem Betrage von 4709?40 DM gelangt, 
der von der Revision nicht bemängelt wird« Auf den unstrei­
tigen Schuldsaldo des Beklagten von 10 850,— DM hat es ihm 
diesen Betrag und die Summe der aus den abgetretenen For­
derungen erfolgten Eingänge, die es nur in der vom Kläger 
zugegebenen Höhe von 5211,20 DM für erwiesen angesehen hat, 
gutgebracht, ihn aber wieder mit einer Einziehungsvergü­
tung in Höhe von 512,12 DM und Portoauslagen in Höhe von 
88,30 DM belastet» Die Abrechnung der Parteien hat es dann 
in entsprechender Y/eise wie folgt vorgenommen:
Schuldsaldo vom 19«. Juni 1955s 
zuzüglich Einziehungsvergütung 
sowie Portoerstattung

10 850,—  DM 
521,20 DM 
88,30 DM 

Sa» 11 4595»50 DM
abzüglich ’’Provision” des Beklagten 4709»40 DM
abzüglich Eingänge aus Zessionen 5211,20 DM 9 920„60 DM

1 538«,90 DMo
Weil das auf diese Weise zugunsten des Klägers gewonnene 

Abrechnungsergebnis, das von der Revision in rechnerischer 
Hinsicht nicht angegriffen wird, über der Klagesumme liegt, 
und weil das Berufungsgericht die Einwendungen des Beklag­
ten nicht für begründet erachtet, hat es die Klage zugespro­
chen, die Widerklage dagegen abgewiesen» Die Erwägungen des 
Berufungsgerichts lassen keinen Rechtsirrtum erkennen<> Daß 
es dabei unterstellt hat, die vom Beklagten zur Stützung der 
Widerklage herangezogene ’’Provisionsforderung” bestehe in 
Höhe von 4709,40 DM, und daß es somit Uber die Berechtigung 
dieses Postens nicht abschließend entschieden hat, gibt kei­
nen Anlaß zu rechtlichen Bedenkeno Denn hierbei handelt es 
sich nicht um eine selbständige Gegenforderung, sondern um 
einen unselbständigen Einzelposten einer Gesamtabrechnung <,
Mit der Verrechnung dieses Postens hat daher das Berufungs­
gericht hier nicht etwa gegen die Grundsätze verstoßen, wel-
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che die Rechtsprechung im Anschluß an § 322 Absc2 ZPO zur 
Behandlung echter Aufrechnungsposten aufgestellt hat»

Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, 
die Abtretung der Kundenforderungen sei nur zahlungshalber 
erfolgt, so daß dem Beklagten nur die tatsächlich nachge­
wiesenen Eingänge gutgebracht werden könnten»

Ersichtlich haben die Parteien den Beklagten im Rah­
men seiner vertraglichen Beziehungen zum Kläger als Eigen­
händler angesehen» Das ist erkennbar auch der Standpunkt 
des Berufungsgerichts, indem es das Risiko hinsichtlich Be­
stand und Abwicklung der vom Beklagten abgeschlossenen Teil­
zahlungsverträge ausschließlich dem Beklagten aufgebürdet 
hat» Diese Beurteilung, die auch von der Revision nicht an­
gegriffen wird, ist bedenkenfrei» Daß sowohl das Berufungs­
gericht als auch die Parteien die Vergütungsansprüche des 
Beklagten als Provision bezeichnet haben, ist nicht ent­
scheidend» Der V/ortlaut des Vertrages und die Art der von 
den Parteien gewählten Abrechnung lassen jedenfalls die 
rechtliche Wüx'digung des Berufungsgerichts zu» Insbesonde­
re weist die Passung der Rr»l des Vertrages, wonach die 
Bücher dem Beklagten unter Eigentumsvorbehalt verkauft wer^ 
den sollten, in die Richtung, daß dem Beklagten die Rechts­
stellung eines Eigenhändlers zukommen sollte. Dasselbe 
gilt für die Bestimmung der Br.2, in der die noch offen­
stehende Kaufpreisforderung des Klägers aus den früheren 
Lieferungen in einer bestimmten Höhe festgestellt worden 
ist» Da in Nr»5 des Vertrages die dem Beklagten bei der 
Abwicklung der künftigen Lieferungsverträge bewilligte 
Vergütung von 60 # nicht einmal als Provision bezeichnet 
wird, begegnet ihre rechtliche Würdigung als Preisnach­
laß oder Rabatt erst recht keinen Bedenken»

Danach ist der Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, 
das volle Risiko hinsichtlich seiner Verträge mit den Kun­
den liege beim Beklagten und die Porderungsabtretung sei
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nur zahlungshalber erfolgt, nicht zu beanstanden«, Auch ge­
gen die Belastung des Beklagten mit einer dem Kläger zuste­
henden Einziehungsvergütung von 10 ji, deren Berechtigung 
das Berufungsgericht im Wege der Auslegung des Vertrages 
vom 19o Juni 1953 festgestellt hat, bestehen keine recht­
lichen Bedenken., Zu den einzelnen Streitpunkten der Partei­
en über die Höhe der Eingänge aus den abgetretenen Forderun­
gen hat das Berufungsgericht wie folgt Stellung genommene

a) Die Behauptung des Beklagten, der Kläger habe ihm 
Gutschriften in Höhe von 6099— BM zu Unrecht vorenthalten, 
die ihm zuständen, weil ihm der Kläger hinsichtlich 41 Kun­
den Eingänge gemeldet, diese Meldung dann aber später grund- 
los widerrufen habe, hat das Berufungsgericht nicht für 
nachgewiesen angesehen» Es hat eine Nachprüfung anhand der 
Unterlagen vorgenommen und ist ohne Rechtsverstoß und auch 
unbeanstandet von der Revision zu dem Ergebnis gelangt, daß 
die vom Beklagten behaupteten Beträge tatsächlich nicht ein-*- 
gegangen seieno

b) Ebenfalls anhand der von den Parteien eingereich- 
ten Unterlagen und Listen hat das Berufungsgericht die Be­
hauptung des Beklagten nachgeprüft, aus sechs vorgelegten 
Schreiben seiner Kunden ergebe sich, daß diese an den Kläger 
gezahlt hätten» Unbeanstandet von der Revision und ohne 
Rechtsfehler ist es dabei auch hier zu dem Ergebnis gekom­
men, daß ein Nachweis für Zahlungen in der vom Beklagten 
behaupteten Höhe nicht erbracht sei»

c) Ein Rechtsverstoß des Berufungsgerichts ist auch in­
soweit weder ersichtlich noch gerügt worden, als es aus dem 
Umstande, daß seine sich auf 25 Fälle erstreckenden Stich­
proben die Zuverlässigkeit der Angaben des Klägers erwie­
sen hätten, hinsichtlich aller übrigen streitigen Fälle ei­
nen für den beweispflichtigen Beklagten ungünstigen Schluß 
gezogen und angenommen hat, der Beklagte habe in allen Fäl­
len den Nachweis für höhere Eingänge als sie der Kläger zuge­
be p nicht erbracht»



IIo L  Zu Unrecht bemängelt die Revision die Rechtsan- 
sicht des Berufungsgerichts, daß sich der Kläger für die 
sehr umfangreiche und zeitraubende Tätigkeit bei der Rin­
ziehung der ihm übertragenen Forderungen eine Vergütung 
von 10 # der tatsächlichen Eingänge berechnen dürfe» Ihr 
Standpunkt, die Parteien hätten durch die in Nr»5 des Ver­
trages vom 19o duni 1953 getroffene Bestimmung, daß dem 
Kläger die in den abgetretenen Forderungen enthaltenen Teil 
zahlungszuschläge zufallen sollten, seine Vergütung ab­
schließend anders geregelt, kann nicht gebilligt werden«
Las Berufungsgericht hat diese Vertragsbestimmung nicht, 
wie die Revision rügt, übersehen« es hat vielmehr in die­
ser Beziehung auf den im Armenrechtsverfahren ergangenen 
Beschluß des 17. Zivilsenats des Berufungsgerichts vom 
4« Juni 1957 Bezug genommen, dessen Erwägungen es sich an­
geschlossen hat» In dem Beschluß wird die in Nr«5 aaO ge­
troffene Vereinbarung der Parteien ausgelegt und im einzel­
nen ausgeführts Wenn auch nicht ausdrücklich vereinbart wor 
den sei, daß der Beklagte die Xosten der Einziehung zu tra­
gen habe, ergebe sich doch eine solche Verpflichtung aus 
dem richtig verstandenen Willen der Parteien und insbeson­
dere aus der Interessenlage« Dieser Posten sei durch den 
Aufschlag für Ratenzahlungen nicht ausgeglichen, da dieser 
nur eine Vergütung für die durch Kontrolle und Kontenfüh- 
rung entstehende Mehrarbeit enthalte« -

An diese Auslegung ist der erkennende Senat in tatsäch 
licher Hinsicht gebunden« Gegen sie bestehen auch keine 
rechtlichen Bedenken. Sie ist insbesondere mit dem 'Wortlaut 
des Vertrages (Nr»5 aaO) vereinbar, zumal in Nr«5 aaO nicht 
darüber bestimmt ist, ob diese Zuschläge eine Vergütung 
für die Übernahme der Einziehung oder nur ein Ausgleich 
dafür sein sollen, daß der Kläger sich verpflichtete, mit 
dem Eingang der ihm vom Beklagten geschuldeten Zahlungen 
bis zur Abwicklung der Teilzahlungsverträge zu warten» Des­
halb ist es nicht zu beanstanden, daß das Berufungsgericht
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in der Regelung über die Teilzahlungszuschläge nur eine 
teilweise Abgeltung der dem Kläger erwachsenden Mehrar­
beit gesehen hat. Allenfalls hätte die systematische Ein­
ordnung der Bestimmung (Nr,5) in den Teil des Vertrages, 
der die zukünftigen Vertragsbeziehungen der Parteien regelt 
das Berufungsgericht veranlassen können, diese Regelung nur 
auf die Einziehung dei’ "neuen” Forderungen zu beziehen» 
Ersichtlich ist es jedoch davon ausgegangen, sie müsse auf 
alle dem Kläger abgetretenen Forderungen, die er zur Ab­
deckung des Schuldsaldos des Beklagten eingezogen hat, an­
gewendet werden, ein Standpunkt, gegen den rechtliche Be­
denken nicht zu erheben sind, weil nicht einzusehen ist, 
daß die Vergütung des Klägers anders ausfallen sollte, je 
nachdem es sich bei der Einziehung um alte oder neue For­
derungen handelt» Dahinstehen kann bei dieser Beurteilung, 
ob der Kläger, was weder aus den Feststellungen des Beru­
fungsgerichts noch aus den von den Parteien eingereichten 
Unterlagen noch aus dem Gutachten des Sachverständigen ein­
deutig hervorgeht, irgendwelche Teilzahlungszuschläge über­
haupt für sich verbucht und etwa nur den übrigen Teil der 
Eingänge dem Beklagten gutgebracht hat» Selbst wenn der 
Kläger so verfahren hätte, wäre nach der Auslegung der Par­
te ivereinborungen durch das Berufungsgericht nichts dagegen 
einzuv/enden» Die Revision hat auch nichts dafür vorge­
bracht, und es liegen auch sonst keine Anhaltspunkte da­
für vor, daß die Auslegung des Berufungsgerichts, der eine 
tatsächliche Würdigung der besonderen Umstände des Falles 
zugrundeliegt, etwa nicht mit den Grundsätzen von Treu und 
Glauben vereinbar v/iäre»

Liegt aber entsprechend der Auslegung des Berufungs­
gerichts eine wirksame Vereinbarung der Parteien vor, daß 
sich der Kläger für die Einziehung der Folgerungen über 
die Teilzahlungszuschläge hinaus 10 $6 der Eingänge berech­
nen darf, so kommt es nicht darauf an, ob beim Fehlen einer 
solchen Vereinbarung das gleiche Ergebnis aus § 354- HGB her
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zuleiten wäre, Die in dieser Richtung erhobenen Revisions­
angriffe bedürfen daher keiner Erörterung, zumal sie nicht 
berücksichtigen, daß das Berufungsgericht die Regel des 
§ 354 HGB nur als weitere Stütze für seine Auslegung des 
Vertrages vom 19«. Juni 1953 herangezogen hat«,

2, Die Belastung des Beklagten mit 88,30 DM Portoaus­
lagen hat die Revision nicht angegriffene Das Berufungsge­
richt hat seine Ansicht, daß diese Auslagen vom Beklagten zu 
erstatten seien, in schlüssiger Weise damit begründet, daß 
sie nicht beim Inkasso, sondern in Ausführung der neuen 
Aufträge entstanden seien und daß sich der Beklagte in 
Nr«5 aaO ausdrücklich zur Tragung der Portokosten ver­
pflichtet habe,

'ill. Den der Höhe nach nicht bezifferten Schadensersatz­
anspruch, den der Beklagte daraus herleiten will, daß er 
an der rechtzeitigen Geltendmachung der unerledigt geblie­
benen Forderungen dadurch gehindert gewesen sei, daß der 
Kläger sie ihm nicht ordnungsgemäß zurückübertragen habe, 
hat das Berufungsgericht nicht anerkannte Es hat hierzu aus­
geführt s Der Kläger sei zur Rückübertragung nicht verpflich­
tet gewesen, vielmehr sei es Sache des Beklagten gewesen, 
in denjenigen Fällen, in denen ihm der Kläger die Zahlungs­
weigerung der Kunden mitgeteilt habe, die Beitreibung selbst 
in die Hand zu nehmen und notfalls Klage auf Zahlung an den 
Kläger zu erheben. Hierzu habe es einer Rückübertragung 
nicht bedurft. Im übrigen sei die Rückübertragung ausweis­
lich der vom Beklagten selbst vorgelegten Listen zumindest 
zu einem großen Teil erfolgt, indem der Kläger erklärt habe, 
die Fälle "zurückzugeben", Da der Beklagte aber auch in die­
sen Fällen die Beit reibung. tunt erlassen habe, könne es da­
hingestellt bleiben, ob er die Liste des Klägers vom 
30, September 1953» in welcher dieser ausweislich der von 
ihm vorgelegten Ablichtung seiner Durchschrift weitere 
106 Fälle wieder an den Beklagten ”abgegeben” habe, aus
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einem vom Kläger zu vertretenden Umstande nicht erhalten 
habe; ein solcher Umstand wäre, wie die Behandlung der tat­
sächlich abgegebenen oder zurückgegebenen Fälle durch den 
Beklagten zeige, für die Verjährung der Forderungen nicht 
ursächlich gewordene

Diese Erwägungen lassen keinen Rechtsirrtum erkennen»
Daß der Kläger nicht etwa selbst zur gerichtlichen Einzie­
hung verpflichtet war, entspricht der Auslegung, die das 
Berufungsgericht der Vex^einbarung vom 19» Juni 1953 gege­
ben hat, in der es ohne Rechtsirrtum und unbeanstandet von 
der Revision nur eine mit dem Zwecke verbundene Forderungs­
übertragung erblickt, daß sich der Kläger durch die bei 
ihm eingehenden Gelder bezahlt machen sollte, ohne'jedoch 
zur gerichtlichen Beitreibung verpflichtet zu sein*

Die Ansicht der Revision, der Beklagte habe die ge­
richtliche Beitreibung nicht ohne ausdrückliche Rücküber­
tragung durchführen können, ist nicht zu billigen» Daß der 
Zedent einer zur Sicherung abgetretenen Forderung auf Lei­
stung an den Zessionär klagen kann, entspricht der Recht­
sprechung des Reichsgerichts (RGZ 155,50,52)» Um einen der 
Wahrung der Verjährungsfrist dienenden Zahlungsbefehl zu 
erwirken, benötigte der Beklagte auch entgegen der Ansicht 
der Revision nicht sämtliche Unterlagen, die noch bei dem 
Kläger zurückgeblieben sein sollen« Die vorliegende Klage 
ist bereits im Januar 1954 erhoben worden» Spätestens durch 
die Stellungnahme des Klägers im Schriftsatz vom 30» August 
1955 zu den vom Beklagten eingereichten Listen und die Er­
klärungen des Prozeßbevollmächtigten des Klägers im Termin 
vom 7» Oktober 1955 ist dem Beklagten bekannt geworden, 
in welchem Umfange in den einzelnen genau bezeichneten Fäl­
len Zahlungen beim Kläger eingegangen waren» Er war daher 
spätestens von diesem Zeitpunkte ab in der Lage, die Fälle, 
von denen er aus dem Prozeßvorbringen des Klägers gencu wußte? 
daß dieser keine weiteren Schritte mehr unternehmen werde,
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auf zuweilen, um noch vor der nach seinem eigenen Vorbrin­
gen erst mit der am 31c Dezember 1955 eintretenden Vollen­
dung der Verjährung die gerichtliche Beitreibung in die 
Wege zu leiten * E3 ist der Revision zwar zuzugeben, daß 
der Beklagte den Kläger verschiedentlich zur Rückabti'etung v. : • 
auigefordert haben mag (vgl, die von der Revision angezo­
genen Schriftsätze vom 4. Oktober und 4» Dezember 1957 und 
27« Januar 1958)» Aus der Tatsache, daß der Kläger jedoch 
nur einen Teil der Forderungen zurückubertragen hat, brauch­
te das Berufungsgericht nicht den Schluß zu ziehen, er hätte 
sich einer Einklagung mit dem Antrag auf Zahlung an ihn, die 
nur in seinem Interesse liegen konnte, widersetzt» Im Hin­
blick auf die Rechtsnatur der Abtretung als bloße Sicherungs­
maßnahme bedurfte es jedenfalls einer besonderen Zustimmung 
des Klägers zur Klage in dem gekennzeichneten Sinne nicht«,

Bei dieser Sachlage kommt es auf die weiteren Rügen der 
Revision, das Berufungsgericht habe das Vorbringen des Be­
klagten nicht beachtet, der Kläger sei ausdrücklich auf den 
Ablauf der Verjährungsfrist hingewiesen worden, die Forderun­
gen seien alle "gut" und keineswegs "uneinbringlich" gewesen, 
nicht mehr an. Nicht zu billigen ist auch schließlich ihr 
Standpunkt, es sei Sache des Klägers gewesen, dem Beklagten 
•ausdrücklich den Vorschlag zu der vom Berufungsgericht für 
zweckmäßig und im Interesse des Beklagten für notwendig er­
achteten Klage zu machen. Es ist kein Rechtsfehler, daß das 
Berufungsgericht ersichtlich weder in diesem von der Revision 
beanstandeten Unterlassen noch in dem sonstigen Verhalten des 
Klägers eine schuldhafte Verletzung des Vertrages vom 19» Juni 
1953 gesehen hat. Es ist erkennbar und zutreffend davon aus­
gegangen, daß es eines solchen Anstoßes durch den Kläger nicht 
bedurfte, weil es sich nur um eine Abtretung zu Sicherungs­
zwecken handelte, und daß nach dem Sinn des Vertrages vom 
19» Juni 1953 der Beklagte nach wie vor verpflichtet war, 
für den Eingang der Zahlungen und für den rechtlichen Fort­
bestand der Forderungen Sorge zu tragen. Darüber hinaus hat
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das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß die Sachlage so ge­
würdigt, daß die vom Kläger gezeigte Zurückhaltung gegen­
über der Aufforderung des Beklagten, ihm alle Forderungen 
"formell” zurückzuübertragen, für das Unterbleiben gericht­
licher Schritte nicht ursächlich gewesen sei* Es lag in sei­
nem tatricht erlichen und nicht nachprüfbaren Ermessen, einen 
solchen Schluß aus dem eigenen Verhalten des Beklagten zu 
ziehen, der auch in den Fällen, in denen eine formelle Rück­
übertragung erfolgt ist, von einer Klageerhebung abgesehen 
hat o

IVo Die von der Revision nicht angegriffenen Erwägungen 
des Berufungsgerichts, die unstreitig zu Ungunsten des Be­
klagten früher erfolgte, dann aber im Kontoauszüge vom 
23» Februar 1955 berichtigte Fehlbuchung von 650,— DM sei 
durch den Teilvergleich vom 7«» Oktober 1955 mitgeregelt 
worden, lassen keinen Rechtsirrtum erkennen»

Vo Ohne Erfolg greift die Revision die Begründung des Be­
rufungsgerichts an, mit der es den Anspruch des Beklagten 
auf Ersatz des ihm durch eine angebliche Abwerbung von Ver­
tretern erwachsenen Schadens verneint» Das Berufungsgericht 
hat es dahinstehen lassen, ob der Kläger nach Abschluß des 
Vertrages vom 19» Juni 1953 Vertreter des Beklagten in sei­
nem Betriebe eingestellt hat» Ein zum Schadensersatz ver­
pflichtendes sittenwidriges Verhalten des Klägers hat es 
nicht für dargetan angesehen» Dabei hat es den nach Ablauf 
der Berufungsbegründungsfrist eingegangenen Antrag des Be­
klagten, Akten eines Parallelprozesses vom Landgericht Essen 
beizuziehen, abgelehnt, weil der Beklagte einerseits diesen 
Prozeßstoff nicht rechtzeitig in den Rechtsstreit einge­
führt habe, sein Vorbringen andererseits aber auch in 
nicht ausreichendem Maße erkennen lasse, ob und welche 
erheblichen Tatsachen aus diesem Rechtsstreit zu entneh­
men seien. Eine Vertragsverletzung des Klägers, so hat es
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weiter ausgeführt, komme nicht in Betracht, da die ein­
schlägige Bestimmung der Hroö der Vereinbarung vom 
19o Juni 1955 nur den Schutz des dem Kläger durch die 
iorderungsabtretung bekannt gewordenen Kundenkreises des 
Beklagten regele, dem Kläger aber nicht verbiete, ehema­
lige Vertreter des Beklagten einzustellen.

Die Revision rügt unter Verweisung auf die Schrift­
sätze des Beklagten vom 28« Juni 1957, vom 4° Dezember 
1957 und vom 16* September 1958, das Berufungsgericht 
habe zu Unrecht angenommen, der Beklagte habe seinen 
Schadensersatzanspruch nicht substantiiert begründete

Zwar hatte der Beklagte bereits im ersten Rechts­
zuge gemäß Schriftsatz vom 28, Juni 1957 vorgetragen, 
der vom Kläger nach dem 19* Juni 1953 eingestellte frü­
here Vertreter des Beklagten habe für den Kläger
400 Aufträge hereingeholt, deren Provision von Je 10,- DM 
sonst dem Beklagten zugeflossen wäre, Gleiches hätte für 
die Vertreter und BrfHI^ gegolten, wobei
dem Beklagten 2200,— DM entgangen seien«, Diesem Vorbrin­
gen ist aber lediglich der Vorwurf eines Verstoßes des 
Klägers gegen die KonkurrenzklauBel der Hr«8 des Ver­
trages vom 19 * Juni 1953 zu entnehmen und nicht etwa da­
hin zu verstehen, daß diese Aufträge bereits vom Beklag- 
ten entgegen genommen und dann vom Kläger unmittelbar un­
ter Ausschaltung des Beklagten abgewickelt worden seien«. 
Auch in dem Schriftsatz vom 4» Dezember 1957 beschränkt 
sich der Kläger unter Bezugnahme auf die Akten des Pa­
rallelprozesses des Landgerichts Essen 9 0 274/55 auf 
die Behauptung, der Kläger habe ihm verschiedene Vertre­
ter abspenstig gemacht. Gleichzeitig überreichte er

Abschi'ift eines in diesem Rechtsstreit gestell­
ten Armenrechtsgesuchs und zwei Schreiben des Klägers an 
seinen, des Beklagten, Sohn Werner, In diesem Amrenrechts-
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geyuch taucht erstmals die Behauptung auf, der Vertre­
ter habe 4-00 bereits auf den Firmennamen des Beklag­
ten getätigte Aufträge eingebracht, die der Kläger unter 
Ausschaltung des Beklagten zum Teil ausgefUhrt, zum Teil 
nicht beliefert habe, obwohl sie voll auskassiert gewesen 
seien, wobei er sogar die Kunden aufgefordert habe, ihre 
Forderung gegen den Beklagten an ihn, den Kläger, abzutre­
ten, um den Beklagten verklagen zu können»

Im Schriftsatz vom 16, September 1958 wird die im 
Armenrechtsgesuch gegebene Darstellung auf den Vertreter 

ausgedehnt und hinzugefügt, im Bestreitensfalle 
könne hierfür Beweis angetreten werden»

Die Rüge der Revision kann indes keinen Erfolg haben» 
Mit Recht hat das Berufungsgericht in dem Vortrag des Be­
klagten eine schlüssige Darlegung vermißt, der Kläger ha­
be schuldhaft dabei mitgewirkt, daß verschiedene Vertre­
ter des Beklagten zu dem Betriebe des Klägers übergegan­
gen seien* Die Behauptung des Beklagten, daß der Kläger 
diese Vertreter abgeworben habe, bietet für die Nachprü­
fung der Frage, ob den Kläger hierbei ein Verschulden 
trifft, keine ausreichende Grundlage* Es fehlt *an der An­
gabe- der näheren Umstände, die zu dem Übertritt der Ver­
treter aus dem einen in den anderen Betrieb geführt ha­
ben» Die allgemein gefaßte Behauptung, der Klägerihabo/. 
dem Beklagten die Vertreter "abspenstig gemacht" öder er 
habe sie abgeworben, stellt nichts anderes dar als eine 
vorweggenommene Würdigung, die erst vom Tatrichter, und 
zwar auf Grund eines ins einzelne gehenden Tatsachenvor­
trages vorzunehmen gewesen wäre» Hinzukommt, daß sich 
gerade in dem Falle, in welchem der Beklagte seine Be­
hauptung durch die Vorlage eines Schriftwechsels ergänzt
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hat ? daraus das Gegenteil seiner Behauptung ergibt«,
So hat sich nach dem Brief vom 27» Oktober 1952 nicht 
der Kläger an den Sohn Werner des Beklagten, sondern 
dieser an den Kläger gewandt, um bei ihm Beschäftigung 
zu finden» Weiterhin geht aus dem Brief vom 14-, Januar 
1954 u»a» hervor, daß der Kläger die Einstellung des 
Sohnes des Beklagten von der schriftlichen Bestätigung 
des Beklagten abhängig gemacht hat, daß der Sohn über 
seine Tätigkeit frei verfügen könne, daß seine Mitar­
beit beim Beklagten beendet sei und daß der Beklagte 
gegen eine Tätigkeit des Sohnes für den iGLäger keiner­
lei Einwände erhebe» Die Bezugnahme des Beklagten auf 
diese Schreiben im Schriftsatz vom 4. Dezember 1957 ist 
daher nicht geeignet, die Behauptung näher schlüssig zu 
begründen, daß der Kläger dem Beklagten Vertreter abge­
worben bezv/o "abspenstig gemacht" habe» Auch die Bezug­
nahme auf die Akten des Landgerichts Essen 9 0 286/55 
und die Einreichung einer Abschrift des dort angebrach­
ten Armenrechtsgesuchs können einen schlüssigen dahin 
gehenden Vortrag, daß der Kläger schuldhaft gehandelt 
habe, nicht ersetzen» Im Anwaltsprozeß muß gefordert wer­
den, daß der Anwalt anspruchsbegründende Tatsachen unter 
eigener Prüfung und kritischer Würdigung schriftsätz- 
lich vorbringt und sich nicht darauf beschränkt, eine 
eigene Darstellung der Partei selbst aus einem anderen 
Verfahren abschriftlich mitzuteilen» Daß der Sachvor- 
trag insoweit in der mündlichen Verhandlung ergänzt wor­
den sei, ist dem Tatbestand des angefochtenen Urteils 
nicht zu entnehmen, der den Vorwurf gegen den Kläger nur 
in allgemeiner Porm wiedergibt» Das Berufungsgericht hatte 
auch keine Veranlassung, Akten eines Parallelprozesses 
heranzuziehen, ohne daß der Prozeßbevollmächtigte des 
Beklagten vorher im einzelnen die Tatsachen angegeben 
hatte, welche durch die beizuziehenden Akten belegt wer­
den sollten»
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Danach hat das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum den 
angeblichen Schadensersatzanspruch des Beklagten als nicht 
schlüssig dargelegt angesehen«

VIo Die Revision des Beklagten war daher mit der Kosten­
folge aus § 97 ZPO als unbegründet zurückzuweisen«

DroGroßmann Bundesrichter Dr»Spieler Dr,Dorschei Dr0Messne Artl ist be­
urlaubt- und ortsabwesend 
DroGroßmann
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